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Verkündet

am 220 März 1962

'I m N a m c n d e s V o l k e 3

In Sachen

___d—-—______———-—_—_———ov—

Beklagter und Revisionsklägers

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 8„ Senat des Bundeséozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 220 März 1962, an der mit—

gewirkt haben

Senatspräsident S t e n g e 1

als Vorsitzender?

Bundesrichter ' D r 0 N e'u h a u s und

Bundesrichter P e t e r s e n

als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter
‘

E l w e r t und

Bundessozialrichterin V o l l n b e r g

als ehrenamtliche Beisitzer?

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom
40 Januar 1961 wird zurückgewiesen°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Verfahrens zu erstatten°
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Der Kläger hatte vom Versorgungsamt (VersorgA) Lötzen auf

Grund des Reichsversorgungsgesetzes (RVG) Rente nach einer Min—'

. derung der Erwerbsfähigkeit (MdB) Um 80 VaH. wegen belangloser

.Brustnarben, Hautnarben am rechten Knie, Krampfaderbildung an)

„beiden.Unterschenkeln‚ rechts mit Geschwürsbildungen, entstan—
den durch Schußverletzungen, bezogen° Durch Bescheid vom 12„'

' Juli l948 wurden nach der Sozialversicherungsdirektive (SVD)

Nr„ 27 Schädigungsfolgen und Rentenhöhe nach einer ärztlichen

Untersuchung übernommen° Gestützt auf das Ergebnis der Unter;

suchung durch den Facharzt für Chirurgie Dr. Ii:h==:t=vom 110

November 1949 erteilte der Beklagte gemäß Nr„ 26 der Sozielver—
' sichérungsanordnung (BVA) Nr° 11 den Berichtigungsbeechcid vom '

21° Dezember 1949, erkannte den ursächlichen Zusammenhang der
Krampfaderbildung mit Einwirkungen des Kriegsdienstes nicht mehr

an und entzog die Rente mit Ablauf des Januar 1950„_Dcr Ein—

‘spruch des Klägers hatte keinen Erfolg° Auf seine Berufung nacht

altem Recht hat das Oberversicherungsamt (OVA) durch Urteil vom

‘4° Dezember 1950 den Berichtigungsbescheid aufgehoben und den

Beklagten verurteilt, über den Januar 1950 hinaus Rente nach

einer MdE.um 80 V.H° zu gewähren° Nach dem Inkrafttreten des
‚

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) hat der Beklagte gemäß @ 214 Abs„
1 Nr° 1 SGG Berufung eingelegt° Das Landessozialgericht (LSG)

hat auf Grund eines Termingutachtens durch Urteil vom 2„ Mai

1958 das Urteil des OVA aufgehoben und die Klage abgewieseno

Mit Schreiben
vom 28° August 1958 beantragte der Kläger beim

VereorgA9 die Rechtslage zu überprüfen, weil nach dem Urteil des

Bundessozialgéri0hts (BSG) vom 15° November 1957 (BSG 6, 106 ff)
eine Berichtigung nur zulässig sei, wenn die Unrichtigkeit des

zu berichtigenden Bescheides außer Zweifel stehen Diese Vor—

ausset2ung habe auch nachtder SVA Nr° 11 vorliegen müsseno Zu

der gleichlautenden Vorschrift des Art, 30 Abs° 4 des Géset-

‘ /

..'j..
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‚_3_

'zes über Leistungen an Körperbeschädigte (KBLG) habe dies das

BSG am 10° Juni 1955 (BSG 1, 56) ausgesprochen° Durch formlo—
se Mitteilung vom 90 September 1958 hat das VersorgA die Er—

teilung eines Zugunstenbescheides nach % 40 des VerwaltungSe

—verfahrensgeSetz€s (VeerG) abgelehnt, weil ein ursächlicher

Zusammenhang mit dem Wehrdienst nicht vorliege° Das Landesveré

sorgungsamt (LVersorgA) hat unter dem 25° November 1958 die

Ablehnung des VersorgA formlos bestätigt„

Der Kläger hat Klage erhoben und sich auf seine früheren Ause

führungen bezogen; die Auffassung der Versorgungsverwaltung

habe "in rechtlicher Hinsicht" einige Lücken aufzuweiseno Das

Sozialgericht (SG) hat ein Termingutachten eingeholt und durch

Urteil vom 80 Oktober 1959 die Klage abgewiesen° Es hat den

ursächlichen Zusammenhang des Krampfaderleidens mit Schädigun—

gen des ersten Weltkrieges nicht für wahrscheinlich erachtet

und einen Ermessensfehler der Versorgungsverwaltung verheinto

Mit der herufung hat der Kläger sich auf sein früheres\Vorbrin—

gen bezogen und die ärztliche Bescheinigung des Facharztes für

innere Krankheiten Dr„ £=e%===vom 4° Januar 1960 vorgelegto Das

LSG hat das Gutachten der Ärzte der Städtischen Krankenanstal—
'ten Itzehoe, Chirurgische Abteilung, vom 310 Oktober 1960 ein—
geholt und den Facharzt für Chirurgie Dr„ Hg=%£=als Terminsach— ‚

‘verständigen gehört° Durch Urteil vom 4„ Januar 1961 hat es das

Urteil des SG und die Verwaltungsakte vom 25° November 1958 und
90 Sentcmber 1958 aufgehoben und den Beklagten verpflichtet9

dem Kläger mit einem "Zugunstenbescheid" Beséhädigtenrente nach-

einer MdB um 80 v„H„ vom 1„ August 1958 an zu gewähren„ Es hat
ausgeführt9 die Entscheidung des LSG vom 20 Mai 1958.brauche

deshalb nicht berücksichtigt zu werden, weil sie auf Grund der
damaligen Beweisaufnahme von unrichtigen tatsächlichen Verhält—

nissen ausgegangensei° Nach dem Ergebnis der neuen Beweisauf—

nahme sei der ursächliche Zusammenhang zwischen den Krampfadern

und schädigenden Einwirkungen während des ersten Weltkrieges

_wahrseheinlich° Das LSG hat die Revision nicht zugelassene
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- Der Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt,-

das Urteil des Schleswig—Holsteiniscn LSG in

Schleswig vom 4° Januar 1961 aufzuheben und

die Berufung zurückzuweisen. '

_Er rügt.mit näherer Begründung eine Verletzung des 5 141 SGG„

“_ Der Kläger beantragt,.
‘ die Revision zurückzuweisen°

Er macht keine Ausführungen° f

Der Beklagte hat die Revision form— und fristgerecht eingelegt

und begründet" Das Rechtsmittel ist zwar vom LSG nicht zugelas-

sen (@162Abs._1Nr° 1 see)° Es findet aber statt,—weil ein
wesentlicher Mangel des Verfahrens im Sinne des 5 162 Abs° 1

Nr° 2 SGGgerügt wird und vorliegt (BSG 1, 150)°

Das VersorgA hat den Antrag des Klägers vom 28„ August 1958 nur
nach 5 40 Abs° 1 VeerG geprüft und nicht für sachlich gerecht-

efertigt angesehen; dementsprechend hat es keinen förmlichen Bee

scheid erlassen‚ Auf die weiteren Vorstellungen des Klägers
beim LVérsorgA hat dieses keinen förmlichen“Widerspruchsbe—

scheid erlassen, sondern nur formlos — ohne Erteilung einer

Rechtsmittelbelehrung —die Auffassung des VérsorgA gebilligt°

,
Die Verwaltung wäre hier aber durch die nachgesuchte Überprü—

fung der Sach— und Rechtslage, insbesondere durch den Hinweis

auf die abweichende Rechtsprechung des BSG, nach 5 40 Abs“ 2

VeerG verpflichtet gewesen, einen förmlichen Bescheid zu er—
teilen° Aus diesem Grunde konnte das Berufungsgericht ohne

‘ Rechtsverstoß davon ausgehen, aaa trotz unterbliebener Rechts}
mittelbelehrungen das VersorgA und das LVersorgA das Verwal—

„
tungevérfahren und das Vorverfahren ordnungsgemäß, wenn auch

_
„.

’ohne ordnungsgemäße Beschéide, durchgeführt haben und daß damiti
* ggen die Gültigkeit des gerichtlichen Verfahrens.keine Bedenken

_
‘besteheno " '
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Der Beklagte hat eine Verletzung des 9 141see gerügtc Nach
dieser Vorschrift binden rechtskräftigc Urteile die Betei—

ligten und ihre-Rechtsnachfolger, soweit über den Streitge-

genstand entschieden werden ist. Deshalb ist zunächst zu

prüfen, über welchen Streitgegenstand in den beiden Beruf

fungsverfahren durch die Urteile vom 2“ Mai 1958 und vom 4„

Januar 1961 entschieden werden ist° Im ersten Verfahren 3

nach @ 214 Abs° 1 Nr° 1 SGG war zwar streitig, ob der auf

Nro 26 SVA Nr° 11 gestützte Berichtigungsbescheid vom 210

Dezember 1949 rechtmäßig gewesen ist° Hier konnte das LSG

gemäß 5 214 Abs° 2 Satz 1 SGG jedoch nur über den ursächli—
chen\Zusammenhang einer Gesundheitsstörung - hier des
Krampfader— und Geschwürleidens — mit einer Schädigung im

Sinne der SVDNr° 27 und des Bundesvereorgungsgesetzes (BVG)
entscheiden° Es hat im Urteil vom 2„ Mai 1958 diesen ursäch—

lichen Zusammenhang als nicht wahrscheinlich angesehen und

entschieden, dem Kläger stehe kein Versorgungsanapruch zu,

Bei Seiner Entscheidung ist es davon auSgegangen, Nr, 26

der SVA Nr, 11 setze nicht voraus, daß sich der zu berich-

tigende Bescheid als von vornherein in rechtlicher_und tat—4

sächlicher HinsiCht unrichtig erweisen müsse; eine Berich—
tigung nach dieser Vorschrift sei schon dann zulässig ge—

wesen, wenn der Rentenanspruch bei einer neuen Prüfung sei—

ner Voraussetzungen sich nicht als berechtigt crweise; es
bestehe ein grundlegender Unterschied zwischen der Rechtsla—

ge nach der SVA Nr„ 11 und der nach dem Bayer. ?BLG
& Art,

30 Abs„ 4 —„Bei dieser Sach—und Rechtslage hätte nach der
esaung des LSG die Anerkennung des Krampfaderleidens
\chädigungsfolge nur anerkannt bleiben können, wenn es

mit Wahrscheinlichkeit auf den Wehrdienst hätte zurückge—

führt werden’können° Auf Grund der gehörten Sachverständi—

gen hat es diese Frage verneint° Das jetzt angefochtene Ur—
teil vom 4, Januar 1961 hat ebenfalls über diesen ursächli-

chen Zusammenhang entschieden° Der Kläger hatte einen neuen
Bescheid zwar deshalb beantragt, weil nach seiner Ansicht
das BSG nachträgliCh eine andere Rechtsauffassung vertretc
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; habe, als dem Urteil des LSG vom 2° Mai 1958 zugrunde gelegen
U habe" Auf diese Frage einer geänderten Rechtsauffassung sind

* die Verwaltungsbehörden und das SG nicht eingegangen, sondern

haben nur untersucht, ob der Beklagte sich nach erneuter sach—

4_'licher Überprüfung des Falles davon hätte überzeugen müssen,
1'daß er den ursächlichen Zusammenhang zu Unrecht verneint und -'

- deshalb die Gewährung von Leistungen zu Unrecht abgelehnt ha—

-_ beo Auch das LSG hat nur über diesen Streitpunkt entschieden

;und hat nicht geprüft, ob das BSG nachträglich eine andere
lRechtsauffassung vertreten hat, als dem.Urteil vom 20 Mai 1958,

zugrunde gelegen hatte° Das LSG glaubte, an diese Entscheidung.

nicht gebunden_zu sein, weil :sic sich auf einen unvollständi—

gen medizinischen Befund gestützt habe und deshalb die Vermu—
_tung für ihre Richtigkeit nicht mehr bestehe (vgl° angefochte—

' ne Entscheidung S. 10 Abs. 2 am Ende)° Diese Rechtsauffäseung

ist irrigo Vielmehr hätte das LSG beachten müssen, daß der in
den beiden Urteilen vom 2° Mai.l958 und 4, Januar 1961 ent—

'schiedene Streitgegenstand der gleiche, nämlich der ursächli—'

che Zusammenhang des Krampfader— und Geschwürleidens mit einer

Schädigung, gewesenist° Infolgedessen_hat das LSG gegen die."

Vorschrift des 5-141 see verstoßen° '

Da somit der gerügte wesentliche Mangel des Verfahrens vor—

liegt, ist die nicht zugelassene Revision des Beklagten statt—
'haft und zulässig°

Das Rebhtsmittel ist aber nicht begründet,

Das angefochtene Urteil hat Zwar den vom Kläger erhobenen An—
spruch und damit den Streitgegenstand des Verfahrens verkannt,

" stellt sich aber aus anderen Gründen als richtig daro

Der Senat hat zunächst geprüft, ob die Rechtskraft des Urteils"
fdes LSG vom 2„-Mai 1958 gemäß 5 141 Abs. 1 SGG einer neuen

' Entscheidung entgegengestanden hat, Der Streitgegenstand des
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zweiten Berufungsverfahrens nach dem SGG ist aus dem Vor—

bringen des Klägers vor dem LSG — insbesondere aus dem An—

trag in der Berufungsschrift — nicht eindeutig zu entnehmen°

Deshalb mußte zuerst untersucht werden, welchen Anspruch

der Kläger in Verwaltungsverfahren und im ersten Rechtszug

erhoben hat° Er hatte zwar allgemein die Erteilung eines

{neuen Bescheides gemäß 5 40 VeerG beantragt, weil seines

Erachtens das BSG eine andere Rechtsauffassung vertreten hat,

als der früheren Entscheidung zugrunde gelegen hatte, Aus

dem Hinweis auf die Rechtsprechung des BSG war aber zu ent—

nehmen, daß er mit seinem Antrag eine Nachprüfung nach 5 40

Abs. 2 VerWVG erstrebt hatte, Sein Hinweis auf die Entschei—

dung des 9, Senats vom 150 November 1957 (BSG 6, 106 ff)

ging zwar fehl; denn diese Entscheidung befaßt sich mit der

Vorschrift des 5 41 VeerG und erwähnt nur am Rande den Art°

30 Abs, 4 KBLG (BSG 6, 111), ohne ihn auszulegen‚ Die Verwali—

tung hat den Antrag des Klägers nicht etwa aus diesem Grun—

de, sondern — ohne auf dieses Vorbringen einzugeheh
— allein

deshalb abgelehnt, weil nach der rechtskräftigen Entschei—„

dung des LSG vom 2„vMai_l958 der ursächliche Zusammenhang

der Gesundheitsstörung mit einer Schädigung nicht wahrschein—

lich sei„ Demgegenüber hat sich der Kläger mit der Klage, oh—

ne den Kausälzusammenhang eingehend zu behandeln, auf seine
Ausführungen im Antrag auf Erteilung eines neuen Bescheides

bezogen und hat vorgetragen, nach seiner Auffassung seien in

rechtlicher Hinsicht einige Lücken zu verzeichnen, die er

nicht hinnehmen wolle° Damit war in dem Verfahren vor dem SG

Streitgegenstand in erster Linie die Frage, ob das BSG in

einer Entscheidung von grundsätzlicher Bedeutung nachträg—

lich eine andere Rechtsauffassung vertreten hat, als der ange—

fochtenen Entscheidung zugrunde gelegen hat (5 40 Abs, 2
VeerG aF)c Hierauf ist das SG nicht eingegangen, sondern
hat nach Beweisaufnahme geprüft, ob ein Ermessensfehler der
‚Verwaltung deshalb vorliege, weil sie der im Urteil von 2°

.
Mai 1958 niedergelegten Rechtsauffassung über die Auslegung
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_
der Nr. 26 SVA11gefolgt ist; dies hat dasse ebensover—

igneint, wie die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zusammen—

hangs der Gesundheitsstörungen mit schädigenden Einwirkungen

'-im Sinne des 5 1 BVG° Die Frage, ob die Voraussetzungen des @

“40 Abs. 2 VeerG aF erfüllt waren; hat das SG nicht behandelt.

Mit der Berufung hat der Kläger vorgetragen, daß Ermessensfeh—

ler vorlägen, und eine ärztliche Bescheinigung über den ur—

sächlichen Zusammenhang eingereichte Hierin kannleine Beschrän—

'kung_der Berufung auf einen Ermessensfehler bei der Anwendung

‚der Vorschrift des 5 40 Abs. 1 VeerG gefunden werden, nach
welcher die Verwaltungsbehörde zugunsten des Berechtigten je—

Vderzeit einen neuen Bescheid erteilen kanno Vielmehr ist — zu—

°mindest außerdem —
das schon vor der’Verwaltung geltend gemach—'

'te und auch im ersten Rechtszug erkennbare Verlangen aus 5 40

—Abs. 2 VeerG Streitgegenstand der Berufuhgsinstanz gewescno
Nach dieser Vorschrift ist auf Antrag des Berechtigten ein neu—

er Bescheid zu erteilen, wenn das BSG - in einer Entscheidung

von grundsätzlicher Bedeutung ( alte Fassung) — in_ständiger
Rechtsprechung (Fassung durch das Erste Neuordnungsgesetz vom
270 Juni 1960)

- nachträglich eine andere Rechtsauffassung ver—

tritt als der früheren Entscheidung zugrunde gelegen hat„ Die—
_

ser Streitgegenstand stimmt mit dem nicht überein, über den im

Urteil vom 2„ Mai 1958 entschieden ist; denn damals ist — wie

thereits dargelegt — über den ursächlichen Zusammenhang befunden

werden„ Deshalb konnte hier die Vorschrift.des @ 141 SGG nicht

Platz greifen, und das LSG konnte in der Sache erneut entschei-

den° ‘ ' ’

Nach 5 40 Abs° 2 VeerG hatte der Kläger einen Rechtsanspruch
auf die Erteilung eines neuen Bescheides (s. dazu BSG in 8028

VeerG @40 Bl; Ca 4 Nr. 4). Er hat diesen Anspruch im Wege der
verbundenen Anfechtungs— und Leistungsklage gemäß 5 54 Abs. 4

SGG verfolgt (BSG 8, 7; 9, 193; Peters/Sautter/Wolff, Kenn. z.

SGb, & Aufl., 6. Nee-htm 5 54 Anm. 6b 3. 16_9)°Es ist ohneBe—
deutung für die Entscheidung des Rechtsstreits, daß der K äger
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die Klage als "Verpflichtungsklage".bezeichnet hate Denn

aus dem Gesamtvorbringen und auch aus dem Antrag der Beru—
fungsschrift ist eindeutig ersichtlich, daß der Kläger — ge—

stützt auf die Vorschrift des 5 40 Abs. 2 VeerG —die An—
fechtungs— und Leistungsklage erhoben hatte und im zweiten

.Rechtszug weiter verfolgt hat°

Das Begehren des Klägers ist nach den mit der Revision

nicht angegriffenen tatsächlichen Feststellungen des Beru—

fungsgerichts auch begründet„ Das LSG ist in seinem Urteil

vom 20 Mai 1958 davon ausgegangen, ein Berichtigungsbescheid

auf Grund der Nr" 26 der SVA 11 brauche nicht die strengen

Voraussetzungen zu erfüllen, welche durch die Rechtsprechung

zu Art„ 30 Abs" 4 KBLG aufgestellt sind„

Diese Reebtsansicht trifft nach dem_Urteil des BSG vom 150

November 1960 (abgedruckt SozR SVA_11 Allg° Bl° Ca 4 Nr° 8)

nicht zu° Dort ist ausgeführt: “Nach Art„ 30Abs° 4 des
Bayerischen KBLG und nach den gleichlautendal Vorschriften

in den übrigen Ländern der amerikanischen Besatzungszone?

denen die Nr; 26 der SVA Nr„ 11 im Wortlaut entspricht‚ ist
die Rücknahme eines Bescheides zuungunsten des.Berechtigten

mmöglich gewesen, wenn die Voraussetzungen der Besbheidertei—

_
lung sich als unzutreffend erwiesen haben"° Der Senat schließt

sich dieser Rechtsauffassung an° Bei diesem Urteil handelt

es sich um eine "Entscheidung von grundsätzlicher Bedeutung"

im Sinne des 5 40 Abs° 2 VeerG aF, weil sie nicht nur für
den damals entschiedenen Einzelfall bedeutsam gewesen ist9

sondern auch der Einheit und Fortentwicklung des Rechts ge—

dient und für eine Anzahl ähnlich gelagerter Fälle eine Klä—

rung gebracht hat (BSG 2, 129, 132 und BSG in SozR VeerG

@40 310 Ca 1 NL 2}„

Außerdem
waren in dem Urteil des 10° Senats des BSG vom 100

Juni 1955 (BSG 1, 56, 60 — 61) die Voraussetzungen dargelegt9

unter denen ein Berichtigungsbescheid nach Art„_30 Abso 4
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KBLGerteilt werden konnte; das Urteil hat darüber hinaus äll—
gemein ausgeführt, daß die Berichtigung eines Bescheides, durch‘

den Rente gewährt werden ist, eine Durchbrechung der Rechts—

kraft ist, und daß der Schutz der Rechtskraft dazu zwingt,
Vorschriften, die eine Abänderung bindender Verwaltungsakt0 er—

möglichen, nur in den engsten Grenzen anzuwenden° Damit hat}

das BSG — was das LSG in seiner Entscheidung vom 2° Mai 1958

verkannt hatte — dargelegt, daß diese Grundsätze nicht nur für

Art° 30 Abs° 4 KBLG, sondern auch für die anderen Vorschriften
.über den_Erlaß von Berichtigungsbescheiden bedeutsam sind° Der

erkennende Senat hat sich mit Urteil vom 6. Februar 1958 (BSG

6, 288 ff, 291) dem Urteil des 10° Senats vom 10° Juni 1955

angeschlossen und hat seinerseits ausgeführt, daß die Erteilung

' eines Berichtigungsbescheides nur in den allerengsten Grenzen '

möglich ist„ Das Urteil des erkennenden Senats, durch das sich

eine ständige Rechtsprechung des BSG — im Sinne des.5 40 Abs°

2 VeerG nF — über die allgemeinen Voraussetzungen für'die Ere

teilung eines Berichtigungsbescheides gebildet hat, ist zwar

verkündet werden, bevor die Entscheidung des LSG vom 20 Mai

1958 ergangen ist° Dies allein schließt jedoch nicht aus? daß

das BSG seine — mit dem LSG nicht übereinstimmende — Rechts—

auffassung erst "nachträglich" im Sinne des 5 40 Abs„ 2 VeerG

a und nF vertreten hat, Der Rechtsgedanke‚ welcher in dieser

Vorschrift zum Ausdruck gekommen ist, geht auf 5 166 Abs° 1
INr„ 12 des Gesetzes über das Verfahren in Versorgungssachen

vom_10° Januar 1922 idF vom 2„ November 1934 (RGBl I, 1113)
zurück (vgl° die Amtl° Begründung zum VeerG, Bundestagsdrucks°

3Nro 4430, 1„ Wahlperiode)° Nach ihr konnte ein durch rechts—

kräftige Entscheidung abgeschlossenes Verfahren auf Anträg oder
von Amts wegen wiEder aufgenommen werden, wenn das RVG in einer

\

veröffentlichten grundsätzlichen Entscheidung nachträglich eine

'andere Rechtsauffassung aussprach als der Entscheidung zugrun—

de gelegen hatte„ Es kam damals nicht auf-den Zeitpunkt der"

Verkündung, sondern den der Veröffentlichung der Entscheidung

an (RVG 5, 79 ff, 82)° Obwohl der Wortlaut des 5 40 Abso 2

VeerG hiermit nicht völlig übereinstimmt, muß doch bei der

_ 11 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 11 -

Auslegung des Wortlauts "nachträglich" an dem Grundgedanken
‚

der alten Regelung festgehalten werden. Denn % 40 Abs° 2
‘ VeerG gibt dem Berechti„ten eine besondere Möglichkeit, die

Durchbrechung der bindenden Wirkung eines Verwaltungsakts

sowie der Rechtskraft von gerichtlichen Entscheidungen durch

die Erteilung eines neuen Bescheides — notfalls durch Klage —

zu erzwingen° Da diese Befugnis an die Grundlagen der Rechts—

sicherheit rührt, muß sie sich in engen Grenzen halten, Sie

ist deshalb in all den Fällen ausgeschlossen, in welchen die

abweichende Rechtsauffassung des BSG in einem noch anhängi—

gen Verfahren — sei es auch durch Einlegung eines Rechtsmit—

tels — hätte geltend gemacht werden können° Insoweit ist auf

den ähnlichen Gedanken zu verweisen, welcher in dem Anfech—

tungsbescheid des 5 42 Abs° 1 NrP 9 VeerG und in der Wieder—
aufnahme des Verfahrens gemäß 5 179 SGG in Verbindung mit 5

580 Nr° 7 ZPO zum Ausdruck gekommen ist, Andererseits gibt

die Vorschrift des 5 40 Abs„ 2 VeerG demBerechtigten gegen
bindende Verwaltungsakte und rechtskräftige Entscheidungen

ein besonderes Angriffsmittel„ Dieses kann nur dann wirksam

werden, wenn seine Grundlage — die nachträglich vertretene

Rechtsauffas3ung des BSG — dem Berechtigten bekannt istc Da—

bei kommt es nicht allein darauf'an, vann er vön der abwei—

chenden Rechtsauffassung des BSG tatsächlich Kenntnis erhal—

' ten hat„ Vielmehr ist für das Tatbestandemerkmal der "nach—
träglich" vertretenen abweichenden Rechtsauffassung des BSG

im Sinne des 5 40 Abs° 2 VeerG das objektive Merkmal zugrun—
de zu legen, wenn der Berechtigte sie hat erfahren können„

Dies ist regelmäßig durch Veröffentlichung der für den Ein—

zelfall maßgebenden Entscheidung des BSG möglich; Da vorliee

gend keine besonderen Umstände ersichtlich sind, kommt es
darauf an, wenn das Urteil des erkennenden Senats vom 6°.Fe-

bruar 1958 veröffentlicht werden ist° Dies ist im SozR (KBLG

Art, 30 Bl° Ca 1 Nr° 2) in der Lieferung vom April 1958 ge—
schehen, Jedoch ist hier nur der Leitsatz veröffentlicht wor—

‘denc Dieser enthält aber nicht die wesentliChen Ausführungen,
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‘mit denensieh der Senatder Rechtsansicht des 10„ Senatsüber
die Erteilung eines Berichtigungsbeseheides angeschlossen.hat—

te, Sie waren erst dem Abdruck in der Entscheidungssammlung zu

entnehmen, deren maßgebendes Heft im September 1958 ausgelie—

fert werden ist° Es kann unerörtert bleiben, daß vor
diesem

Zeitpunkt den Landessozielgcrichten das Urteil vom 60 Februar

1958 durch Übersendung von Abdrucken bekanntgegeben werden ist„_

Denn jedenfalls war die Entscheidung auf diesem Wege dem Kläger

oder seinem Vertreter noch nicht bekannt, so daß sie sie in der

mündlichen Verhandlung vom 2° Mai 1958 nicht als Angriffs- oder
Verteidigungsmittel benutzen konnten, Infolgedessen muß hier an—
genommen werden, daß die Reehtsauffassung des BSG über die allge—

meinen Voraussetzungen der Erteilung von Berichtigungsbeschci—

den erst nachträglich, nämlich nach der Entscheidung vom 20 Mai
.1958, durch eine "ständige" Rechtsprechung vertreten werden

ist°

Da sonach die Voraussetzungen des 5 40 Abs" 2 VeerG aF wie nF
erfüllt sind, kann unerörtert bleiben, ob beide Fassungen oder

welche von ihnen zu berühksichtigen sindo

Demgemäß hat der Kläger zu Recht geltend gemacht, daß die Ent—

scheidung des LSG vom 2° Mai 1958 über die Bestätigung des Be—

richtigungsbescheides vom 2i„ Dezember 1949 mit der Reehteauf—

fassung des BSG nicht vereinbar ist° Nach 5 40 Abs, 2 VeerG
mußte die Verwaltung dem Rechnung tragen und dem Kläger die ihm

entzOgenen Leistungen wiedergewähren9 wenn sie nicht aus anderen

Gründen als denen im Bescheid vom 21° Dezember 1949 einen neuen

Berichtigungebescheid hätte erlassen wollen und können° Hic

aber hat das LSG in tatsächlicher Hinsicht festgestellt, daß das

Krampfader— und Geschwürleiden mit einer Schädigung im Sinne der

BVD 27 und des BVG ursäehlich zusammenhängt° Dagegen sind be—

gründete Revisionsrügen nicht erhoben, so daß das Revisionsge—

richt nach 5 165 SGG hieran gebunden ist° Es steht hiernach bin—

dend fest, daß die Anspruchsvoraussetzungen nach der SVD 27 und
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dem BVG für den
Kiäéer

erfüllt sind, so daß für eine Berichti—

gung des Bescheides
vom 12° Juli 1948 kein Raum war„ Deshalb er—

wies sich der Rechtsstreit als entscheidungsreifc’Aüf die Klage

hat das LSG den Beklagten zu Recht zum Erlaß des bea■tragtcn Be—
scheides verurteilt; Aus diesen Gründen war das angefochtene Ur—
teil im Ergebnis zutreffend, so daß die Revision des Beklagten

zurückzuweisénaWarg'

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 195 Abs„ 1 SGG„
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